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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Der Deutsche Bundestag ist der Ort, an dem die 
unterschiedlichen Interessen des Landes 
zusammenkommen und über den richtigen 
politischen Weg diskutiert wird. Diesem Anspruch 
wollen wir als Unionsfraktion auch – und gerade – 
in der Pandemie gerecht werden.  
 
Um das Vertrauen in die Corona-
Schutzmaßnahmen weiterhin zu rechtfertigen, 

müssen wir eine klare Orientierung geben. Nach gut einem Jahr der Pandemie spüren wir eine 
wachsende Ungeduld und Ermüdung. Lockerungen und Öffnungen kämen heute zu früh, wir 
wollen aber verantwortungsvolle Perspektiven für Pflege- und Altenheime, Kitas, Schulen und 
nicht zuletzt für den Einzelhandel aufzeigen. Bei dauerhaft sinkenden Infektionszahlen brauchen 
wir transparente und verlässliche Kriterien für flexible Öffnungsschritte. Effektiver 
Gesundheitsschutz und nachhaltige wirtschaftliche Erholung müssen Hand in Hand gehen.  
 

Wir überprüfen unser Vorgehen permanent. Auch deswegen haben wir die Sitzungswoche 
vorgezogen. Wir sorgen sowohl für die schnelle Umsetzung der Beschlüsse des 
Koalitionsausschusses vom 3. Februar 2021 als auch für mehr Rechtsklarheit beim 
Infektionsschutzgesetz, indem wir die zentrale Norm über den Bundestagsbeschluss über die 
fortgeltende epidemische Lage anpassen. In erster Linie haben wir den Gesetzesentwurf für ein 
„Drittes Corona Steuer-Hilfegesetz“ debattiert. Zur weiteren Bekämpfung der Corona-Folgen und 
Stärkung der Binnennachfrage werden folgende steuerlichen Maßnahmen umgesetzt: Die 
Gewährung des ermäßigten Umsatzsteuersatz in Höhe von 7 Prozent für erbrachte Restaurant- 
und Verpflegungsdienstleistungen mit Ausnahme der Abgabe von Getränken wird über den 30. 
Juni 2021 hinaus befristet bis zum 31. Dezember 2022 verlängert. Für jedes im Jahr 2021 
kindergeldberechtigte Kind wird ein Kinderbonus von 150 Euro gewährt. Der steuerliche 
Verlustrücktrag wird für die Jahre 2020 und 2021 nochmals erweitert und auf 10 Mio. Euro bzw. 
20 Mio. Euro (bei Zusammenveranlagung) angehoben. Dies gilt auch für die Betragsgrenzen beim 
vorläufigen Verlustrücktrag für 2020. 
 
Zudem konnte in dieser Woche die Überbrückungshilfe III freigeschaltet werden. Eine erleichterte 
Beantragung, höhere Zahlungen und hohe Abschlagszahlungen werden hoffentlich schnelle Hilfe 
gewähren. 
 

Vielleicht haben Sie Zeit und Lust, bei meiner Onlinesprechstunde am 13. Februar 2021 von 17 
bis 18 Uhr auf Facebook und Instagram, dabei zu sein? Hier können wir gerne über die laufenden 
Fragen diskutieren. Ich würde mich sehr freuen!  
 
Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen meines Infobriefs. 
 
 

Herzliche Grüße 
Ihr Sebastian Brehm, MdB 
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© Michael Wittig   

 
BUNDESTAG DEBATTIERT LOCKDOWN-VERLÄNGERUNG 

Für künftige Katastrophen wappnen 
 

Als Lehre aus der Corona-Pandemie hat Unionsfraktionschef Ralph Brinkhaus eine bessere 
Vorsorge für künftige Katastrophenfälle gefordert. „Diese Krise wäre eine vergeudete 
Krise, wenn wir nicht daraus lernen“, sagte er in der Bundestagsdebatte über die 
Verlängerung des Lockdowns. Zu dieser von Bund und Ländern beschlossenen 
Verlängerung bekannte er sich klar. Bevor Lockerungen möglich seien, müsse die Zahl der 
Neuinfektionen mit dem Coronavirus weiter nach unten gehen, betonte er. 
 

 
 
 
„Diese Pandemie wird nicht die letzte Katastrophe sein“, sagte er. Gefahren drohten im 
Cyberraum, im Zusammenhang mit den Folgen des Klimawandels und im Gesundheitsbereich. 
Vorbereitet sei die Bundesrepublik mit ihrer Notstandsgesetzgebung allerdings nur auf den 
Verteidigungsfall. Aber auch gegen andere nationale und europäische Notstände müssten Bund 
und Länder sich wappnen, etwa mit Stäben, die 24 Stunden am Tag und sieben Tage die Woche 
in Bereitschaft seien. „Wir müssen Katastrophen üben, wir müssen Automatismen schaffen“, 
forderte Brinkhaus. 
 

Corona-Mutationen besorgniserregend 
In der aktuellen Corona-Krise hatten Bund und Länder am Mittwochabend die Verlängerung der 
Kontaktbeschränkungen bis zum 7. März beschlossen. Dazu gab Bundeskanzlerin Angela Merkel 
am Donnerstag eine Regierungserklärung vor dem Bundestag ab. Sie begründete die 
Verlängerung – trotz der stetig sinkenden Zahl an Neuinfektionen – mit der drohenden 
Ausbreitung der aggressiveren Virusmutanten auch in Deutschland. Dagegen gebe es kein 
milderes Mittel als Kontaktbeschränkungen – auch wenn jeder wisse, wie sehr die Menschen 
darunter leiden. „Wir müssen sehr achtsam sein, dass wir nicht wieder ins exponentielle 
Wachstum kommen“, warnte sie. Ein Hin und Her, ein Öffnen und Schließen der Läden und 
Betriebe bringe nicht mehr Berechenbarkeit.   
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Freiheitsrechte auch für die Schwächeren 
„Der Lockdown wirkt“, sagte Brinkhaus angesichts der Zahl der Neuinfektionen, die inzwischen 
unter 65 pro 100.000 Einwohner in der Woche liegen. Um das Virus in Schach zu halten, seien 
aber Werte von unter zehn oder fünf notwendig. Er sei sich bewusst, welche Zumutung dies für 
die Menschen darstelle. Es sei aber auch eine Zumutung, dass mehr als 60.000 Menschen in 
Deutschland an der Corona-Pandemie gestorben seien. Deshalb gelte für die Abwägung zwischen 
Lockdown und Lockerung: „Freiheit ist auch immer die Freiheit der Schwachen und nicht nur die 
Freiheit der Starken.“ Brinkhaus verwies auf andere Länder, die besser als Deutschland durch die 
Pandemie gekommen seien. Diese hätten „zuerst einen radikalen Lockdown gehabt, sie haben 
zuerst die Zahlen nach unten geknüppelt“. 
 

Lockerungen an Grenzwert gekoppelt 
Für weitere Lockerungen haben Bund und Länder kein festes Datum genannt, sondern sie an die 
Zahl der Neuinfektionen geknüpft. Wenn die Inzidenz unter 35 pro 100.000 in einer Woche sinkt, 
können der Einzelhandel, Galerien und Museen sowie Betriebe für körpernahe Dienstleistungen 
mit tragfähigen Hygienekonzepten wieder öffnen. Eine Ausnahme gibt es lediglich für Friseure, 
die bereits ab dem 1. März wieder ihre Dienste anbieten dürfen. Wann Schulen und 
Betreuungseinrichtungen wieder den Betrieb aufnehmen, entscheiden die Länder. Diese haben 
aber teils Öffnungen in den kommenden ein bis zwei Wochen in Aussicht gestellt.  
 

Frühere Öffnungen der Schulen in der Kritik 
Fraktionschef Brinkhaus wie auch CSU-Landesgruppenchef Alexander Dobrindt und die 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende Nadine Schön kritisierten die frühere Öffnung von Schulen 
und Kindertagesstätten. Schön verlangte ausgefeilte Testkonzepte, damit von den Schulen keine 
Gefahr ausgehe. Darüber hinaus forderte Brinkhaus Pläne dafür, wie der versäumte Stoff wieder 
aufgeholt werden könne. Immerhin – darauf verwies der stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
Andreas Jung – sollen Lehrer und Betreuungskräfte in der Impfpriorität hochgestuft werden. Das 
sei ein Ausdruck des Respekts für die Lehrkräfte, sagte Jung.  
 

Keine Berg-und-Talfahrt riskieren 
Dobrindt erläuterte die Inzidenzzahl von 35, die weniger bekannt ist als der Grenzwert 50, 
gleichwohl aber im Infektionsschutzgesetz verankert ist. Ab einer Inzidenz von 50 müssen 
einschränkende Maßnahmen ergriffen werden, damit Infektionsketten nachverfolgt werden 
können. Wenn man denselben Wert ansetze, um die Maßnahmen zu lockern, gerate man auf eine 
Berg-und-Tal-Fahrt und verspiele das Erreichte, warnte Dobrindt. Der CSU-Landesgruppenchef 
zeigte sich auch besorgt, dass man mit einer zu frühen Öffnung der Schulen der Wirtschaft 
Perspektiven verbaue. 
 

Instrumentenkasten für die Wirtschaft ausbauen 
Die Betriebe, die extrem unter dem Lockdown leiden, können seit Mittwoch Überbrückungshilfen 
3 beantragen und bekommen noch im Februar Abschlagszahlungen. In diesem Zusammenhang 
forderte Dobrindt den Bundesfinanzminister auf, die Möglichkeit zu schaffen, auch Härtefälle zu 
prüfen, die durchs Raster fallen. Mit Verweis auf die Existenzsorgen vieler Betriebe drang Andreas 
Jung darauf, dass der Instrumentenkasten für die Wirtschaft noch weiter ausgebaut werde. 
 
 
 
 
 



 

  
 

4  Brehm in Berlin  12. Februar 2021                                                                                                             
 

SEBASTIAN BREHM    
             Für Nürnberg in Berlin 

 
BUNDESEINHEITLICHE PLATTFORM  

Überbrückungshilfen III können beantragt werden 
 

Die Antragstellung für die Überbrückungshilfe III ist seit Dienstag Nachmittag 
freigeschaltet und online.  
 

 
 
Unternehmen, die von der Corona-Pandemie und dem aktuellen Teil-Lockdown stark betroffen 
sind, können für die Zeit bis Ende Juni 2021 staatliche Unterstützung in Höhe von monatlich bis 
1,5 Millionen Euro erhalten. Diese muss nicht zurückgezahlt werden. Die endgültige Entscheidung 
über die Anträge und die reguläre Auszahlung durch die Länder wird ab März erfolgen. Bis dahin 
können Unternehmen Abschlagszahlungen von bis zu 100.000 Euro pro Fördermonat erhalten.  
 

Die ersten Abschlagszahlungen mit Beträgen von bis zu 400.000 Euro starten ab dem 15. 
Februar 2021. 
  
Die Antragstellung für die Überbrückungshilfe III erfolgt über die bundesweit einheitliche 
Plattform www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de. 

 
 

 

Digitale Bürgersprechstunde auf Facebook und Instagram 
  Samstag, 13. Februar, 17-18 Uhr  



 

  
 

5  Brehm in Berlin  12. Februar 2021                                                                                                             
 

SEBASTIAN BREHM    
             Für Nürnberg in Berlin 

 
 NEUES TALK-FORMAT GESTARTET   

‚Sebastian Brehm DIREKT‘ auf YouTube  
 
Der Nürnberger Bundestagsabgeordnete und finanz- und haushaltpolitische Sprecher der 
CSU-Landesgruppe Sebastian Brehm startet ab sofort sein neues Talk-Format ‚Sebastian 
Brehm DIREKT‘ auf seinem Youtube-Kanal ‚Sebastian Brehm MdB‘. 
 

 
 
Nach kurzen Ausführungen zu aktuellen Themen aus dem Bundestag moderiert von Gerald 
Kappler, lädt Brehm die unterschiedlichsten Gäste aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft zu sich 
ins Studio ein und tauscht sich mit ihnen über aktuelle und brisante Themen aus. 
 
Als ersten Gast begrüßte Brehm den Nürnberger Oberbürgermeister Marcus König und freute sich 
besonders über die sehr gute und enge Zusammenarbeit zwischen Kommune und Bund, was sich 
vor allem positiv für die ganze Region Nürnberg auswirkt.  
 
„Man muss heute einfach neue Wege gehen, um die Bürgerinnen und Bürger in unterschiedlichen 
Bereichen zu informieren, deshalb freue ich mich auf spannende Sendungen mit interessanten 
Gesprächspartnern“, so Brehm. 
 
Schauen Sie sich die erste Folge von ‚Sebastian Brehm DIREKT‘ an:   LINK  
 
 
 
 

https://youtu.be/3a9prM53u7M
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PLENARREDE ZUM DRITTEN CORONA-STEUERHILFEGESETZ  

Sebastian Brehm: „Wir kümmern uns täglich und mit ganzer 
Kraft um die Beseitigung der Probleme!“  
 

„Es ist und bleibt uns eine Verpflichtung und Selbstverständlichkeit, dass wir Unternehmen, 
Mittelständer, Einzelhändler, Friseure, Gastronomen, Künstler und viele, viele andere –, die 
erheblich von der Pandemie betroffen sind helfen. Sie können nichts für ihre derzeitige 
wirtschaftliche Situation, deshalb ist hier Hilfe selbstverständlich. Das ist übrigens in keinem 
anderen Land der Welt in dieser Weise so. Das sollte man sich immer wieder vor Augen führen“, 
betonte Sebastian Brehm, finanz- und haushaltspolitischer Sprecher der CSU im Bundestag. Die 
vollständige Rede können Sie sich auch auf der Webseite von Sebastian Brehm ansehen! 
 

 
  

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
 

   
 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung           
verwendet werden. Alle Fotorechte Sebastian Brehm, MdB, falls nicht anders angegeben.  

 

https://www.sebastianbrehm.de/5_18_Plenarreden.html
mailto:sebastian.brehm@bundestag.de
http://www.sebastianbrehm.de/
https://www.facebook.com/sebastianbrehm.de/
https://twitter.com/brehm_innbgnord
https://www.youtube.com/channel/UCaiXiBOLOCRxFcoUW6jRYtg

